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Einleitung 

Es war Beccaria, der sich schon 1764 vehement gegen die überlange Dauer 
von Strafverfahren wandte: "Der Prozeß selber muß in möglichst kurzer Zeit 
abgeschlossen werden" 1. Feuerbach betonte ein halbes Jahrhundert später: ,,Nicht 
zögern ist Richterpflicht"2. Obwohl Hommel1778 meinte, man habe "in Deutsch-
land eher Ursache, sich über Eilfertigkeit, als Verzögerung, zu beklagen"3, dürfte 
wohl eher davon auszugehen sein, "daß der Prozeßverschlepp jahrhundertelang 
ungeheuerlich gewesen sein muß"4. 

Nun ist die Straf justiz heute von solchen Zuständen weit entfernt. Überlange 
Verfahrensdauer hat sich erst Anfang der siebziger Jahre zu einem ernsteren 
Problem entwickelts. Grund hierfür dürfte neben der ansteigenden Verfahrensflut 
die seitdem intensivere Betreibung von Wirtschaftsstrafverfahren 6, die gestiegene 
Aufklärungsschwierigkeit in NS-Sachen 7 und der Beginn der Terroristenprozesse 
sein. Seitdem beschäftigen sich verstärkt Gesetzgebung, Rechtsprechung und 

1 Beccaria, Über Verbrechen und Strafen, S. 93. 
2 Feuerbach in: Kleine Schriften vennischten Inhalts, S. 132. 
3 Hommel, Des Herrn Marquis von Beccaria unsterbliches Werk von Verbrechen und 

Strafen, S. 95; kritisch dazu auch Hillenkamp, IR 1975, S. 133. 
4 Kip, Das sogenannte Mündlichkeitsprinzip, S. 25; vgl. auch Vollkommer, ZZP 81 

(1968), S. 121 f.; Baur, Iustizaufsicht und richterliche Unabhängigkeit, S.9; Döhring, 
Geschichte der deutschen Rechtspflege seit 1500, S. 28. 
So hatte Friedrich der Große in einem Reskript vom 31. Oktober 1765 Anlaß zu dem 
Befehl, auf die Beschleunigung von Strafsachen ein besonderes Augenmerk zu richten, 
"daß die Inquisiten durch Verzögerung der Prozesse nicht zu viel leiden mögen" (zit. 
n. Kern, MschrKrimPsych 15 <1924>, S. 240 - unrichtig wiedergegeben bei HiIlen-
kamp, IR 1975, S. 133 Fn. 3 -; vgl. auch Baur, a. a. 0., S. 8 f.; Eb. Schmidt, Kammerge-
richt und Rechtsstaat, S. 25; 27; Vollkommer, a. a. 0., S. 110 f.). Das Reichskammerge-
richt (RKG), allerdings weniger in Strafsachen tätig (vgl. etwa Rüping, Grundriß der 
Strafrechtsgeschichte, § 61 c bb; Weitzel, Der Kampf um die Appellation ans Reichs-
kammergericht, S. 34 Fn. 38; unklar Schmidt-v. Rhein, NJW 1990, S. 489), hatte regel-
mäßig die Territorialgerichte aufgrund der gemeinrechtlichen Beschwerde wegen Iustiz-
verweigerung und Iustizverzögerung (querela denegatae vel protractae justitiae) zu rügen 
(vgl. Döhring, a. a. 0., S. 28; Weitzel, a. a. 0., S.44; Vollkommer, a. a. 0., S. 121 f.; 
Baur, a. a. 0., S. 6; Gritschneder, DRiZ 1988, S.453). Aber auch am RKG selbst sah 
es nicht besser aus (vgl. Rüping, a. a. 0., § 6 I c aa; Vollkommer, a. a. 0., S. 121 f.; 
Gritschneder, a. a. 0., S. 452). So berichtet Goethe, 1772 Praktikant am RKG von der 
"nach und nach aufschwellenden ungeheuren Anzahl von verspäteten Prozessen" (Goe-
the, Aus meinem Leben - Dichtung und Wahrheit, 3. Teil, 12. Buch, S. 143). 

5 Vgl. Hammerstein in: Absprache im Strafprozeß, S.95; Wolfslast, NStZ 1990, 
S.41O. 

6 Schünemann, Verh. 58. DIT, S. B 16. 
7 Vgl. Rückerl, NS-Verbrechen vor Gericht2, S. 269 f.; 273 f. 

2* 



20 Einleitung 

Wissenschaft mit der Thematik. Dies geschieht in unterschiedlicher Weise: Der 
Gesetzgeber hat sich in, wie Kohlmann meint 8, "bislang wenig erfolgreichen 
Bemühungen" für eine Vereinfachung der Verfahrensstruktur eingesetzt. Von 
der Literatur ist die Strafprozeßreform - wenngleich auch gelegentlich kritisch 
- begleitet worden, wobei vor allem die Suche nach möglichen Ursachen über-
langer Verfahrensdauer den Ausgangspunkt darstellte. Seit einigen Jahren be-
herrscht nun mehr und mehr das Thema "Verständigung im Strafverfahren" die 
wissenschaftliche Diskussion; sowohl das Aufkommen von Verständigungen soll 
danach Folge längerer Verfahrensdauer9 als auch ihr weiterer Ausbau probates 
Mittel gegen lange Verfahrensdauer \0 sein. Die Rechtsprechung schließlich hat 
sich vor allem - bedingt durch ihre Funktion - mit im Einzelfall in Rede 
stehender überlanger Verfahrensdauer beschäftigen müssen, wobei es regelmäßig 
um die Frage der rechtlichen Konsequenzen für das konkrete Strafverfahren 
gegangen ist. 

Das Problem der Rechtsfolgen überlanger Dauer von Strafverfahren soll Ge-
genstand der nachfolgenden Untersuchung sein. Sie ist insofern gerade auch 
darauf ausgerichtet, der Rechtsprechung Hilfestellung anzubieten. Demzufolge 
legt sie einen Schwerpunkt auf die kritische Überprüfung der Lösungsansätze 
der bisherigen Judikatur. Im 1. Kapitel des 1. Teils, der Grundlagen der Rechtsfol-
genbestimmung überlanger Verfahrensdauer vorbehalten ist, wird der Meinungs-
stand in Rechtsprechung und Literatur erörtert. Im 2. Kapitel sind - zunächst 
- die Bemühungen von Gesetzgebung und Wissenschaft um eine Beschleuni-
gung von Strafverfahren zu betrachten. Zu prüfen ist, ob von weiteren Änderungen 
des Strafprozeßrechts erwartet werden könnte, überlange Verfahrensdauer rein 
tatsächlich zu verhindern. Dies hätte zur Folge, daß das Suchen nach Rechtsfolgen 
nur das Ansetzen an den Symptomen eines zu beseitigenden Mißstandes wäre. 
Danach ist zu erörtern, inwieweit für den Beschuldigten Möglichkeiten bestehen, 
drohender überlanger Verfahrensdauer entgegenzutreten, so daß insoweit die 
Einräumung umfassender Rechtsfolgen unnötig sein könnte. Im 3. Kapitel soll 
dann der Begriff der überlangen Verfahrensdauer präzisiert werden. Es ist zu 
fragen, nach welchen Kriterien sich entscheidet, ob ein Verfahren "überlang" ist 
und deshalb Rechtsfolgen auslösen soll. Im 2. Teil schließlich werden in den 
Kapiteln 4-8 die einzelnen in Betracht kommenden Rechtsfolgen zu diskutieren 
sein, wobei ein weiter Rechtsfolgenbegriff zugrunde zu legen ist: ,,Rechtsfolgen" 
sind danach nicht nur solche des 3. Abschnitts des StGB (§§ 38 ff.), sondern 
auch sonstige, insbesondere prozeßrechtliche Konsequenzen innerhalb des Straf-
verfahrens. 

8 Kohlmann, FS Pfeiffer, S. 210. 
9 Siehe etwa Schüoemann, Verh. 58. DJT, S. B 16. 
\0 Siehe etwa Schmidt-Hieber, FS Deutsche Richterakademie, S. 193 ff.: ,,Beschleuni-

gung des Strafverfahrens durch Kooperation". 



Erster Teil 

Grundlagen der Recbtsfolgenbestimmung 
überlanger Verfahrensdauer 

Forschungsstand, Beschleunigungsproblematik, Begriff der Überlänge 

Erstes Kapitel 

Überblick über den Forschungsstand 

Zur Notwendigkeit weiterer Erörterung der Rechtsfolgen 

Die Schwierigkeit der Rechtsfolgenbestimmung zeigt sich schon bei einern 
ersten Blick auf einige ,,Meilensteine" in der Entwicklung der Rechtsprechung 
zur überlangen Verfahrensdauer: 

- 21. 12. 1962: Der 4. Strafsenat des BGH erklärt, der Länge des Strafverfahren 
komme "grundsätzlich keine rechtliche Bedeutung" zu 1. 

- 12.6.1966: Der 1. Strafsenat des BGH führt aus, eine Verletzung des Be-
schleunigungsgrundsatzes habe ,,jedenfalls nicht ohne weiteres die Unzuläs-
sigkeit des Verfahrens zur Folge"2. 

- 10. 11. 1971: Für den 2. Senat des BGH ist ,,nicht Verfahrenseinstellung, 
sondern Berücksichtigung bei der Strafzumessung das geeignete Mittel", 
überlanger Verfahrensdauer Rechnung zu tragen 3• 

- 2.7.1974: Der 5. Strafsenat des BGH stellt ein Verfahren nach § 206a StPO 
ein, weil es sich "ungewöhnlich lange hingezogen" habe4• 

- 24.11.1983: Ein Vorprüfungsausschuß des BVerfG befindet, ,,in extrem ge-
lagerten Fällen" von Verfahrensverzögerung läge es nahe, "von Verfassungs 

1 BGH, DAR 1963, S. 169. 
2 BGHSt 21, S. 81 (84). 
3 BGHSt 24, S. 239 (242). 
4 BGH, Beseh!. v. 2.7.1974 - 5 StR 48/74 (Anhang 3). 


